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O0. C. Candtags⸗Verhandlungen. 
27. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (24. März). 

Eröffnung 10% Uhr. Am Miniſtertiſche Hr. v. Bodelſchwingh und Herr 
v. Selchow und mehrere Reg.⸗Commiſſare. 

Präſident Grabow theilt folgendes Schreiben des Kriegsminiſters 
v. Roon mit: „Ew. Hochwoblgeboren benachrichtige ich ergebenſt, wie des 
Königs Majeftät auf mein Anſuchen den für deute anberaumt geweſenen 
gebotenen Immediat⸗Vortrag auf morgen zu befehlen geruht haben. Ich bin 
alſo hierdurch verhindert, morgen im Abgeordnetenhauſe zu erſcheinen und 
ſtelle Ew. Hochwohlgeboren ergebenſt anheim, die Fortiegung der Beratbung 
über die Punkte 1—3 des allgemeinen Berichts von der morgenden Tages: 
Ordnung gefälligft abfegen zu wollen, da ich bei der gegenwärtigen Sach⸗ 
lage wünſchen muß, dieſer Debatte in Perſon beiwohnen zu können. Berlin, 
den 23. März 1865. Der Kriegs⸗ und Marine⸗Miniſter v. Roon.“ 

Abg. Waldeck beantragt Fortſetzung der Specialberatbung über die An⸗ 
träge 4, 5 und 6 der Budget⸗Commiſſion und den Zuſatz⸗Antrag Virchow's. 

Abg. Koſch beantragt Prüfung der Wahlen der Abgg. v. Teltau und 
v. n e ee g 

g. v. Bonin beantragt Abſetzung des erſten Gegenſtandes (Fortſetzun 
der Debatte über den Generalbericht) von der Tagesordnung. ec N 

Abg. Kerſt wünſcht zuvörderſt die Berathung über feinen Antrag wegen 
Aufhebung des Salzmonopols. 

Abg. Aßmann unterſtützt den Antrag Bonin's. Die 6 Anträge ließen 
ſich wicht von einander trennen, man müſſe daher die Berathung darüber 
vertagen. In die Wahlprüfungen einzutreten ſei eine Inconſequenz, da man 
fig, dahin verſtändigt habe, die Generalberichts⸗Debatte vorher zu beenden. 

Der Antrag Waldeck's wird abgelehnt, der Antrag Koſch's ange⸗ 
nommen. Somit wird die Debatte über den Generalbericht ausgeſetzt 
und zu den Wahlprüfungen übergegangen. 

Die Wahl des Abg. d. Saucken⸗Julienfelde wird nach dem Antrage 
des Referenten, Abg. Henrici, für giltig erklärt. 

Ueber die Wahl des Abg. v. Tettau referirt der Abgeordnete Klotz; 
Bekanntlich war eine frühere Wahl des Herrn v. Tettau für ungiltig erklärt 
und der Gegencandidat, Herr v. Saucken⸗Julienfelde eingeladen worden, ſei⸗ 
nen Sitz im Hauſe einzunehmen. Herr v. Saucken lehnte dies ab und for 
mit mußte eine Neuwahl ſtattfinden, bei der unter 333 Stimmenden Herr 
w. Tett u 167, Hr. v. Saucken 166 Stimmen erhielt. Hr. v. Tettau wurde 
demnag von dem Wahleommiſſarius zum Abgeordneten proclamirt. Der 
Commif on, welche die Wahl zu prüfen hatte, gingen indeſſen bald Proteſte 
zu, in denen auf Beeinflaſſungen mancher Art und auch darauf hingewieſen 
wurde, daß zwei Wahlmänne , die mitgeſtimmt hätten, aus ihrem Urwahl⸗ 
bezirk verzogen geweſen ſeien. Der eine dieſe Fälle war indeſſen der Art, 
daß die Commiſſion ſelbſt kein Bedenken erheben mochte. 

In dem andern Falle handelt es ſich um die Stimme eines Herrn Wark, 
der zur 5 der Urwahlen in Zinten als Kreisſekretär angeſtellt war und 
dann nach Heiligenbeil als Domänen⸗Rentmeiſter derſetzt wurde. Ein Bro: 
teſt gegen die Giltigkeit feiner Stimme wurde bei dem Wahlakt ſelbſt von 
dem Wahlcommiſſarius nicht angenommen. Herr Wark ſoll außerdem ver⸗ 
ſchiedene Wahlmänner veranlaßt haben, für Herrn v. Tettau zu ſtimmen. 
Unter andern hat er einem Schulzen verſprochen, ihm die ſchriftlichen Schul⸗ 
zenarbeiten auf dem Rentamte anferiigen zu laſſen. — Referent (der übri⸗ 

ens faſt bis zur Unverſtändlichkeit leiſe ſpricht), verlieſt den bekannten 
Wabletlaß des Landraths v. Kalkſtein, der, wie früher berichtet, von dem 
Miniſter des Innern um deßhalb gebilligt wurde, weil er nur als Antwort 
und Nothwehr gegen die Empfehlung des Herrn v. Saucken durch den Prof. 
Dr, Möller zu gelten habe. Referent verlieſt auch dieſe Empfehlung und bes 
merkt dazu, daß der landräthliche Erlaß keineswegs mit Nothwer digkeit aus 
dem Aufrufe des Dr. Möller hervorgehe. Die Abtheilung nehme an, daß 
dieſer amtliche Erlaß entſchieden ungehörig ſei und fie habe in demſelben 
eine Beeinfluſſung der Try a aefunden, die mit einer Verkürzung des 
Wahlrechts gleich bedeutend ſei. — Was nun die als ungiltig zu erklärende 
Stimme des Domänenrentmeiſters Wark anbetrifft, ſo iſt der Sachverhalt 
im Kurzen Folgender: Im Amtsblatte iſt der ꝛc. Wark bei Gelegenheit der Ueber⸗ 
tragung der Polizeianwaltſchaft auf ihn als Domänenrentmeiſter in Heiligen⸗ 
bell angeführt. Die Abtheilung ſchloß daraus, daß der ꝛc. Wark ſein Do: 
mizil in Heiligenbeil genommen und das in Zinten aufgegeben habe, alſo 
ſeines Stimmrechts bei der Wahl verluſtig gegangen ſei. a 

Der Correferent, Herr v. Gottberg, brachte zwar eine Beſcheinigung des 
landräthlichen Amtes bei, daß der Wark in Zinten noch ſeinen Wohnſitz 
Dane und dort Steuern entrichte, wie auch feine Familie dort zurückgeblieben 
ei; gleichwohl glaubte die Abtheilung dem Amtsblatt eine höhere Autorität 
beimeſſen zu müſſen, als der landräthlichen Beſcheinigung, wenn ſie auch 
daraus Veranlaſſung nehmen mochte, die ganze Frage auf das eingehendſte 
u prüfen. Dabei wurde nun hervorgehoben, daß ſeit einem Refcript dee 
Ministers Hanſemann aus dem Jahre 1848 die Domainen⸗Rentmeiſter über⸗ 
baupt fortan nur interimiſtiſch angeſtellt werden ſollten, weil eine anderweite 
Organiſation des Domänenweſens beabſichtigt werde. Die interimiſtiſche 
Anſtellung iſt nun aber in dieſem Zuſammenhange nicht als eine nur zeit⸗ 
weiſe zu betrachten, ſondern bloß als eine nicht definitive, als eine, die aue 
dem Grunde nicht etatsmäßig geworden iſt, weil eine anderweite Organi⸗ 
ſation des Do mainenweſens in Aueſicht ſteht. Der Beamte alſo, der zum 
Domänenrentmeifter interimiſtiſch ernannt wird, darf ſich eigentlich als defi- 
nitiv angeſtellt betrachten, weil ſeine definitive Anſtellung ausgeſprochen wer⸗ 
den würde, ſobald die anderweite Organiſation in's Leben getreten iſt. 

Er muß alſo 7 ſeinen Aufenthalt in dem Orte nehmen, wo er 
angeſtellt worden. ach der allgemeinen Gerichtsordnung hat Jemand einen 
beſtändigen Wohnfis an einem Orte, wenn er in dieſem Orte ein Amt über» 
nommen hat, welches ſeine beſtändige Anweſenheit dort erfordert. Mit Ruck⸗ 
ſicht darauf nun, daß der Wark durch Uebernahme der Rentmeiſterſtelle in 
Heiligenbeil nothwendig feinen Wohnfig dort hat nehmen müflen, iſt die Ab» 
theilung der Meinung, daß feine Wahlſtimme ungiltig geworden. Damit 
aber ſtand die Wahl ſelbſt 166 gegen 166 Stimmen. Es mußte alſo ein 
anderer Wahlgang vorgenommen werden, was nicht gefcheben iſt. Die Ab: 
thellung trägt demnach darauf an, die Wahl des Herrn v. Tettau für uns 
gültig zu erklären. Referent rügt außerdem die Mangelhaftigkeit des Wahl 
protokolls und die ungenügende Art der Vidimationsvermerke, und trägt dar⸗ 
auf an, daß dieſe Vidimationsvermerke überhaupt ſtets von angeſtellten 
Beamten ausgehen müßten. h 

Correferent Abg. berg M. H.! Der Kreisſekretär Wark in 
— ſoll ſeine Stimme dadurch verloren hahen, daß er in Domänen: 

entmeiſter in Heiligenbeil ernannt wurde und feinen Wohnſitz dorthin ver⸗ 
legt haben fol. Nach dem Wahlreglement vom 30. Mai 1849 ſcheint es 
mir, wenn ich die 88 8 und 18 1 vornehmlich darauf anzu⸗ 
kommen, daß der nach Heiligenbeil Verſetzte auch ſein Domizil in Zinten be⸗ 
alten hat, und daß dies geſchehen, wird durch die Beſcheinigung des Herrn 
andraths v. Kalkſtein dargethan, in der außerdem noch zu finden iſt, daß 
err Wark ſein Amt in er nur commiſſariſch verwalten follte. 
enn ihn das „Amtsblatt“ als Domänenrentmeiſter in Heiligenbeil bezeich⸗ 
net, jo kommt dergleicher in der Praxis häufig vor, und ich kann darin keinen 
Widerspruch mit der Beſcheinigung des Landraths entdecken. Wenn es nun 
feſtſteht daß er die Stelle in Heiligenbeil nur commiſſariſch erhalten hat, fo 
iſt nic zu bezweifeln, daß er nicht definitiv feinen Wohnſitz dorthin verlegt 
hat, wie es feltftebt, daß er feine Frau und feinen Hausſtand in Zinten ließ 
und dort feine Steuern entrichtete. Ich ſtelle demnach prinzipaliter ven An» 
trag, die Wahl des Herrn v. Tettau für giltig zu erklären, 
eventualiter, die Entſcheidung auszuſetzen und an die königl. 
egierung mu Königsberg eine Rückfrage zu richten, wie es mit 
dem Domizil des Herrn Wark in Heiligenbeil ſtehe. 

Abg. Dr. Möller: M. H.! Die Interpretationen des Vorredners wer⸗ 
den die ſcharffinnigen Ausführungen des Referenten in keiner Weiſe erſchüt⸗ 
tern können. Er ba vergeſſen, daß die frühere Stelle des ꝛc. Wark bereits 
definitiv wiederbeſetzt iſt. (Sehr richtig.) Außerdem iſt der ꝛc. Wark 
in Folge ſeiner Verdienſte bereits wieder nach Königsberg verſetzt worden 
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wahr.) Iſt es nicht ein Ausfluß dieſes Syſtems, wenn liberale Bürger⸗ 
meiſter kurz vor der Wahl vom Amte entfernt und gefügige Werkzeuge der 
Landräthe eingeſetzt werden? (Sehr wahr!) Ja, ich will beweiſen, daß 
3 ſogar geſchützt werden, wenn ſie ſich Geſetzwidrigkeiten zu 
Schulden kommen laſſen. (Hört! Hört!) Der reaction zre Stadtkämmerer zu 
Zinten hatte ſich Unterſchleife zu Schulden kommen laſſen, und auf die An⸗ 
zeige davon läßt man 5 volle Wochen vergeben, bevor eine Reviſion veran⸗ 
laßt wurde, die ſich allein auf die Zeit, nach der die Unterſchleife geſchehen, 
beſchränkte. (Hört! Hört() 

Unmittelbar darauf wird eine Denunciation eingereicht gegen den liberalen 
Bürgermeiſter, daß er das Hazardſpiel begünſtige und ſofort wird eine Unter⸗ 
ſuchung angeftellt, die mit einer ſolchen Rückſichtsloſigkeit verfuhr, daß man 
ſich ſogar nicht ſcheute, eine Frau gegen ihren eigenen Ehemann binter ver⸗ 
ſchloſſenen Thüren zu vernehmen und zu vereidigen. (Hört! hört!) Bei⸗ 
läufig ergab die Unterſuchung, daß der Denunciant mit dem wegen ſeiner 
Verdienſte fo viel belobten Wark die Hauptſpieler waren. (Heiterkeit) M. H.! 
Vor wenigen Tagen hat der Disciplinarhof in einer einzigen Sitzung 18 
Beamte mit 40 Kindern wegen ihres politiſchen Verhaltens brotlos gemacht. 
(Hört! hört!) Gegenüber ſolchem Verfahren muß das Haus jeden Augen⸗ 
blick eingedenk ſein, daß es die letzte Schutzwehr bildet, und darum bitte ich 
Sie, verwerfen Sie die Wahl, weil ſie durch unſittliche Mittel zu Stande 
ebracht worden iſt und verurtheilen Sie in der Wahl das Syſtem! (Leb⸗ 
hates Bravo!) 

Abg. Ottow: Ich bin für die Beanſtandung der Wahl und zwar aus 
Rechtsgründen. Bei einem Beamten kommt es ſehr häufig vor, daß derſelbe 
nicht da wohnt, wo er beſchäftigt iſt, beſonders bei den Landräthen. Die Ge⸗ 
richte haben in den Fällen des Erbrechts niemals Anſtand genommen, den 
Ort als Wohnſitz anzunehmen, wo die Beamten ſich nſedergelaſſen haben, 
niemals aber den Amtsſitz. Ferner iſt die Ernennung des Mannes zum 
Domainen⸗Rentmeiſter nicht in der Form geſchehen, wie fie bei Anftelungen 
üblich iſt. Ihm war nur der Titel des Domainen⸗Rentmeiſters beigelegt. 
Zweifel über das Verhältniß ſind allerdings vorhanden und deshalb iſt es 
nothwendig, daß daſſelbe genau erörtert werde, bevor das Haus die Ungiltig⸗ 
keit der Wahl ausſpricht. 1 

Abg. Leue: Unter Urwahlbezirk verſtehe ich den Ort, der das Domicil 
des betreffenden Wahlmanns iſt. Es kann aber nun keinem Bedenken unter: 
liegen, daß zur Zeit der Wahl Heiligenbeil der neue Wohnſitz deſſelben ge⸗ 
weſen, wenn er auch nach dem Anteſte des Landraths nur proviſoriſch dort 
angeſtellt war. Eine ſolche Anſtellung iſt aber nicht eine Auſtellung auf 
Probe, auch nicht eine commiſſariſche, ſondern immer eine definitive und er 
hat mit dem Tage ſeines Dienſtantrittes auch ſeinen 15 in Heiligenbeil 
genommen. Deshalb war er nicht mehr Wahlmann in Zinten und Hr. von 
Tettau hat die abſolute Majorität nicht erhalten. Ich ſtimme deshalb für 
die Ungiltigkeit der Wahl. 8 

Abg. Hübner: Die Giltigkeit der Wahl hängt von der Entſcheidung der 
Rechtsfrage ab. Ich erkläre mich für die Anerkennung der Giltigkeit der 
Wahl. Die Commiſſion hat ausgeführt, daß der betreffende Wahlmann zur 
Zeit der Wahl ein Domicil in Heiligenbeil beſeſſen habe. Es kommt aber 
darauf an, zu beweiſen, daß derſelbe zur Zeit der Wahl einen Wohnſitz in 
Be nicht mehr gehabt habe. Aus der definitiven Anſtellung deſſelben 
olgt noch nicht, daß er ſeinen früheren Wohnſitz aufgegeben; es ge⸗ 
bört dazu vielmehr eine Handlung, die in irgend einer äußeren Weiſe zur 
Erſcheinung kommt. Er hatte ſeine Familie in Zinten zurückgelaſſen und 
dieſe repräſentirte ihn (Senſation.); die Familie zahlte in Zinten nach wie 
vor die Communal⸗Abgaben. Daraus, daß der Poſten in Zinten definitiv 
durch einen Anderen beſetzt worden, folgt noch nicht der Wohnungswechſel 
des früberen Inhabers der Stelle. Ich bitte deshalb, die Wahl für giltig 
zu erklären und glaube, daß der Eindruck einer ſolchen Erklärung nur ein 
flardt ge ſein kann. Eine Ungiltigkeits⸗Erklärung kann nur erfolgen, wenn 
are Rechtsgründe dafür vorliegen. 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Der Abg. Ottow hat den Antrag der Ab⸗ 
theilung fo aufgefaßt, als habe dieſelbe event. die Beanſtandung der Wabl 
beantragt. Der Antrag der Abtheilung geht einzig und allein auf Ungiltig⸗ 
keitserklärung der Wahl. 

Abg. Wachler: Die Entſcheidung muß lediglich nach Lage des concreten 
Falles erfolgen. Die Behörde hat den betreffenden Wahlmann ſtets als 
„Domänen⸗Rentmeiſter in Heiligenbeil“ bezeichnet, und die Bezeichnung der 
oberſten Verwaltungsbehörde verdient jedenfalls den Vorzug vor dem Bas 
niſſe des Landraths. Klar iſt es aber, daß der Beamte mit dem Augenblid, 
wo er ſein Amt antrit, ſeinen Wohnſitz am Orte ſeines Amtes nimmt; 
derſelbe hat alſo factiſch den Urwahlbezirk, in welchem er bisher gewohnt, 
verlaften, wenn er auch feine Familie noch dort Kar Ich erkläre 
mich deshalb für die Ungiltigkeit der Wahl, eventuell für die Beanſtandung 
derſelben, um jedenfalls die übrigen von der Commiſſion geltend gemachten 
Bedenken zu erledigen. 

Abg. Graf eye Nach den ausführlichen Erörterungen will ich 
mich nur auf die Hervorhebung weniger Momente beſchränken. Ich halte 
die Auffaſſung des Abg. v. Gottberg für die richtige, daß gus der Weber» 
nahme einer commiſſariſchen Verwaltung das Aufgeben des Wohnortes nicht 
gefolgert werden könne. Der betreffende Wahlmann bat das Amt in Heili⸗ 
genbeil commiſſariſch verwaltet, woraus noch nicht folgt, daß er die Abſicht 
gehabt hat, ſeinen Wohnſitz daf lost zu nehmen. Was nun die übrigen Be⸗ 
merkungen der Abtheilung betrifft, ſo frage ich Sie, ob Sie wirklich der Mei⸗ 
nung ſind, daß eine einfache Empfeblung eines Beamten als eine ungeſetz⸗ 
liche Wahlbeeinflung angeſehen werden kann (links: ja wohl!). Wenn das 
iſt, jo kann ich das nur tief bedauern. Es iſt das Zweitemal, daß Sie einer 
großen Wählerſchaft imputiren werden, daß ſie eine Wahl unter dem Druck 
der Behörden vorgenommen; dieſelbe wird eniſchieden dagegen proteſtiren 
Die Ungiltigkeitserklarung dieſer Wahl wird ihnen in dem großen Conto, 
welches das Land führt, nicht gutgeſchrieben werden, ſondern ſie wird auf 
das Schuldconto geſchrieben werden. Als zur Zeit des Lord Clive in Eng⸗ 
land die Wahlfrage zu einer Parteifrage gemacht wurde, ſchrieb ein engliſcher 
Schriftſteller: „In Wahlſachen wird fein Quartier gegeben.“ Hüten wir 
uns, daß dieſe Loſung nicht au bei uns berrſche. (Beifall rechts.) 

Abg. Gneift: Jene Seite des Hauſes hätte Recht, wenn der Landrath 
etwa atteſtirt hätte: „Der Mann iſt zwar als Beamter nach Heiligenbeil 
verſetzt, aber troßdem im Januar und Februar in Zinten wohnhaft geblieben, 
von wo er mit Erlaubniß ſeiner vorgeſetzten Behörde woͤchentlich 1—5 mal 
nach Heiligendeil zur Verwaltung ſeines Amtes herübergefahren iſt.“ Wäre 
das wahr, fo hätte der Landrath das gewiß atteſtirt, und er hat wahrſchein⸗ 
lich alles atteſtirt, was ſich atteſtiren ließ. (Heiterkeit) Cr hat atteſtirt, daß 
der Mann noch feine Wohnung behalten hat, wie es im Moment von Ver⸗ 
Ichungen in der Regel der Fall ift, und daß er in Zinten noch Steuern bes 
zahlt; er ſagt nicht einmal, welche Steuern, worauf es doch allein ankommt. 
Aber die Wohaung eines verſetzten Beamten begründet ihm kein Domicil 
und Steuerzahlung kann an zehn Orten zugleich ſtattfiaden, ohne Domicil 
u begründen. Inzwiſchen joll der Beamte durch ſeine am Ort zurückgeblie⸗ 
bene amilie vereäfentirt worden fein, wie gejagt worden iſt. Aber ich kann 
mir wohl denken, daß der Mann feine Frau und feine Kinder repräſentirt, 
ober nun und nimmer, daß Frau und Kinder den Mann repräſentiren. 

eiterkeit. 

2 Jaan ibolfhen Atteſt des Landraths ſteht aber das wirkliche Atteſt der 
königl. Regierung gegenüber, daß der Mann ſein früheres Amt nicht mehr 
hat, ſondern als Domänen⸗Rentmeiſter in Heiligenbeil mit der Polizei⸗Ver⸗ 
waltung daſelbſt beauftragt iſt und an ſeiner Stelle der Kreisſekretär Urban 
ernannt iſt. Schon unſere Wahlordnung gewährt nicht demſelben Manne 
zwei Wahlreckſe an zwei Orten, und die rechtliche Auffaſſung der Freunde 
des Hrn. v. Tettau würde ſich ſofort ändern, wenn etwa in der zweiten 
Hälfte dieſes Jahres in Frage käme, ob der jetzige Domanen⸗Rentmeiſter in 
Heiligenbeil wahlberechtigt iſt. (Hört, hört!) Es iſt eine weſentliche Rechts⸗ 
dermuthung, daß das Amt den Wohnſitz begründet. An ſie und die aller⸗ 
ſoleunſte Atteſtirung dieſes Umſtandes durch die königl. Regierung hat ſich 
die Abtheilung halten müſſen, mehr kann fie nicht thun. Das ift, m. H., 
eine ſehr juriſtiſche Beurtheilung der Frage, keine politiſche. 

Die Debatte wird geſchloſſen und zur Abſtimmung geſchritten. Der An⸗ 
trag des Correferenten b. Gottberg wird abgelehnt (dafür ſtimmen nur 
die Conſervativen, einige Katholiken und Miniſter v. Selchow), der Antrag 
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der Abtheilung, die Wahl des Herrn v. Tettau für ungiltig zu erklä⸗ 


ren, mit ſehr ſtarker Mojorität angenommen. 5 

Es folgt die Berathung über den Bericht der vereinigten Commiſſionen 
für Finanzen und für Handel über den Antrag Kerſt u. Genoſſen, be⸗ 
treffend die Aufhebung des Salzmonopols. Die Commiſſionen be⸗ 
antragen 1) den Antrag Kerſt dem bohen Handelsminiſterſum zur Berück⸗ 
ſichtigung zu überweiſen; 2) die königl. Staats⸗Regierung aufzufordern, die, 
der Aufhebung des Salzmonopols zur Zeit noch entgegenſtehenden Hinder⸗ 
niſſe durch geeignete Verhandlungen zu beſeitigen. — Beim Beginn der De⸗ 
batte leeren ſich die Bänke des Saales bis auf etwa 70 Abgeordnete. Abg. 
v. Richthofen pertheidigt folgendes, von ihm geſtelltes Amendement: ge⸗ 
gen die Commiſſion: I) den Antrag der Commiſſion abzulehnen; 2) der 
königl. Staats⸗Regierung zu empfehlen, die nöthigen Vorbereitungen zu tref⸗ 
fen, um in Preußen und den Zollvereinsſtaaten das Salzmonopol aufzu⸗ 
heben und den entſtehenden Einnahme⸗Ausfall durch eine Productions⸗ und 
Eingangsabgabe vom Salıeı fo weit dies finanziell geboten erſcheint, zu 
decken, dabei aber auf möglichſte Freilaſſung des für landwirthſchaftliche und 
gewerbliche Zwecke zu verwendenden Salzes Bedacht zu nehmen. 

Der Hr. Finanzminiſter: Meine Herren! Die W der vom 
Haufe beantragten Aufhebung des Salzmonopols und ſeiner Umwandlung 
in eine entſpre ende und zweckwäßige Steuer keineswegs entgegen. Sie 
hat deshalb ſchon lange, bevor dieſe Frage in's Haus kam, die Sache in die 
Hand genommen und iſt damit noch beſchäftigt. Die Frage iſt gewiß keine 
leicht iu löͤſende, fie macht eine tief eingehende Erörterung um jo mehr ers 
forderlich, als es gilt, einen Entſchluß zu faſſen, der nicht ohne weiteres zur 
Ausführung gebracht werden kann, weil, wie Sie wiſſen, die Regierung 
durch ihre Veträge mit mehreren Zollpereinsſtaaten in ihren Entſchließungen 
beengt iſt. Die Regierung wird die hier gepflogenen Verhandlungen jeden⸗ 
falls benutzen, um daraus den Vortheil zu ziehen, den man aus einer grünv⸗ 
lichen Erörterung dieſer Sache wohl erwarten kann, und wird demnächſt ihre 
Entſchließungen faſſen, ſobald fie die Frage für gänzlich erſchöpfend erörtert 
betrachten darf. Daß das jetzt noch nicht der Fall iſt, kann ich verſichern, und es 
kann daher bei den Verhandlungen über dieſe Sache im Hauſe, die Aufgabe 
der Regierung nur ſein, da, wo ſich in den Angaben der Redner SE 
herausſtellen, dieſe zu berichtigen, um zu einer Aufklärung in dieſer Frage 
auch ihrerſeits elt 3 > 

Abg. v. Carnall ſpricht für den Commiſſions⸗Antrag, jedoch fo leife, 
daß ſelbſt aus den Reihen der Abgeordneten wiederholt „lauter“ gerufen 
wird. Der Redner giebt eine Menge von Mittheilungen über den Reichthum 
der Erde an Salz, über Salzgewinnung und Salzverbrauch. Am Schluſſe 
feiner Rede bemerkt derſelbe, er könne das Salzmonopol nicht für vereinbar 
mit dem dem Herrenhaufe vorliegenden Berggeſetz halten. 

Abg. Kerſt als Antragſteller (trotz der Stille im Haufe auf der Journa⸗ 
liſten⸗Tribüne nicht im Zuſammenhange varſtändlich): Die Salzſteuer jei 1810 
eingeführt unter der Verſicherung, Preußen ſolle eine Volksvertretung erhal⸗ 
ten. 811 ſollten alle Monopole aufgehoben werden, aber das Salzmonopol 
blieb; es blieb ſelbſt als im Jahre 1848 wirklich die Volksvertretung gewährt 
wurde. Jetzt ſei die Erneuerung des Zollvereins ein günſtiger Augenblick 
zur 1015 des Monopols, der nicht ungenutzt vorübergehen dürfe. 

Abg. Dr. Löwe: 94 habe mich nur um's Wort 8388 um Sie zu 
warnen, daß Sie gleich heute ſchon über den Antrag beſchließen, wenn Sie 
auch, wie ich ſelbſt, mit den Commiſſions⸗Anträgen eirverſtanden find, Es 
iſt nicht zu verkennen, daß durch die Salzſteuer der (gebrauch des Salzes 
bernindert wird, und daß dies auf den Geſundheitszuſtand nachtheilig wirkt. 
M. H.! In Afrika iſt der Salzmangel außerordentlich, und hat zuweilen die 
furchtbarſten Folgen. Ich kann die goigen deſſelben, wie fie von Reiſenden 
erzählt werden, und wie ſie auf die Verdauung wirken, hier nicht näher be⸗ 
zeichnen, da mir die parlamentariſche Kühnheit des Herrn Grafen v. Wars 
tensleben fehlt. (Heiterkeit) Die Salzſteuer iſt ein Hinderniß für die Fleiſch⸗ 
Conſumtion, welche nach dem Urtheil aller Phyſiologen bei uns lange nicht 
geb genug ift, und die noch mit einer beſondern Strafe, der Schlachtſteuer, 

elegt wird. Auch dies iſt ein Grund für die Aufhebung der Steuer, die 
nach dem alten Prinzip eingeführt iſt, da zu beſteuern, wo man am feſteſten 
und ſicherſten in die Taſchen greifen konnte. Die Salzſteuer iſt um ſo 
drückender, als ſich Niemand derſelben entziehen kann. Ihre Aufhebung wird 
aber nicht allein genügen, den Salzverbrauch bedeutend zu heben. In Eng⸗ 
land iſt der ſtarke Salzverbrauch erſt eingetreten, nachdem vollſtändigſte Han⸗ 
delsfreiheit eingeführt worden war. Die Aufhebung des Salzmonopols muß 
mit Einführung der Handelsfreiheit Hand in Hand gehen, deshalb habe ich 
Sie gewarnt, ſchon heute den Antrag anzunehmen. Salz muß durch Hau⸗ 
ſirer von Haus zu Haus verhandelt werden, es muß der Verbrauch bequem 
denen und für den Kaufmann, der es am beſten berſteht, daſſelbe zu ver⸗ 
reiten, eine Prämie ausgeſetzt werden. Der Vortheil, den dieſe Steuer bie⸗ 
tet, iſt für die Regierung lange nicht ſo groß, als der Nachtheil, den ſie da⸗ 
durch hat, daß die Salzvertheuerung manche Productionsarten vollſtändig 
verhindert und andere erſchwert. Preußen iſt ſeit lange in volkswirth⸗ 
ſchaftlicher Beziehung Deutſchland voraugegangen; es iſt auch an Preußen, 
jede Schranke für den Gebrauch eines ſo nothwendigen Artikels aufzuheben. 
(Während dieſer Rede füllt ſich allmählich das Haus wieder) 

Abg. Dr. Virchow: Der ganze Bericht der Commiſſion geht von dem 
Grundgedanken aus, daß an Stelle des Monopols eine Salzſteuer treten 
müſſe. Ich empfehle Ihnen, die Sache von einem noch freieren Standpunkte 
zu behandeln und zu erwägen, ob es nicht ſtatthaft ſei, auch die Steuer auf⸗ 

ugeben und zu überlegen, ob es nicht möglich ſei, die dadurch entſtehenden 

usfälle auf andere Weiſe zu decken. Was die phyſiologiſche Seite der 
Frage anbetrifft, fo ſteht zum Wenigſten feſt, daß alle vegetabiliſchen Nahrungs⸗ 
mittel der ſalzigen Beſtandtheile allzu ſehr entbehren, während die thieriſche 
Nahrung den Vorzug hat, daß ſie mehr diejenigen Beſtandtheile enthält, 
welche der Menſch gebraucht. Wenn alſo zugegeben werden muß, daß der 
Menſch an ſich das Natron notywendig haben muß und daß er andererſeits 
durch Ausſcheidungen viel Salz verliert, dann wird ſich die Regierung doch 
nicht der Erwägung entziehen können, daß eine ſo abſolut nothwendige Sub⸗ 
ſtanz nicht zum Gegenſtande einer Kopfſteuer gemacht werden kann, und ſie 
wird ſich ernſthaft die Frage vorlegen müſſen, ob ſie nicht dieſe ganze Steuer 
entbehren kann, und ob, wenn dieser Einnahme⸗Ausfall ſchlechterdings erſetzt 
werden muß, nicht die Auflegung einer anderen Steuer vorzuziehen ſei. Ich 
für meinen Theil würde alsdann nicht das mindeſte Bedenken tragen, mich 
für eine Tabaksſteuer auszuſprechen. \ — 5 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Scheele: Die Regierung hat ſeit mehr als 
30 Jahren auf eine Aenderung der den Salzverkauf betreffenden Einrichtun⸗ 
gen in den Nachbarſtaaten hingewirkt, und gegenwärtig können wir nicht 
überſeben, ob ſie ihre Einnahmen aus dieſer Quelle aufzugeben im Stande 
ſind. Die Regierung kann die Einnahme, die in Rede ſteht, nicht aufgeben, 
doch iſt fie noch nicht ſchlaſſig, in welcher Weiſe der Erſatz zu ſchaffen ift. 
Jedenfalls bält fie eine Tabatsſteuer nicht für den entſprechenden Erſaz, 
und das Tabaks monopol einführen, ein fallendes Monopol durch ein neues 
erſetzen, das Handel und Induſteie tief berühren würde, kann fie nicht. Es 
liegt eine Art moraliſcher Verpflichtung für ſie vor, entweder ebenfalls dieſe 
Einnahme fallen zu laſſen oder einen koſtbaren Grenzſchutz gegen Einſchwär⸗ 
zungen herzuſtellen. Man überſehe auch nicht, daß durch die Ueberlaſſung 
bon wohlfeilem Salz an Gewerbtreibende und an die Landwirthe nicht den 
Betreffenden, ſondern der Geſammtheit der Conſumirenden ein Vortheil ger 
wäbrt wird. Von den erfteren find nur ausgenommen die Fabrikanten von 
Schnupftabak, Eis, Mineralwaſſer, gereinigtem Oel, Alaun und Töpferwaa⸗ 
ren; von den letzteren erhalten die, welche für Glaſuren Salz brauchen, eben⸗ 
falls wohlfeiles Salz. Im Lande iſt ſeit 30 Jahren der Salzverbrauch 
bauptſächlich durch den Mehrbedarf der Landwirthſchaft nach einem deſtimm⸗ 
ten Geſetz geſtiegen, obwohl die Meinungen der Betheiligten über dieſen 
Punkt nicht ungetheilt ſind. Daß die Aufhebung des Monopols wünſchens⸗ 
werth ſei, glaubt auch die Regierung; ſie muß aber die Erfahrung betonen, 
daß, wenn ein Verbrauch von 15 Pfd. pro Kopf angenommen wird, dieſer 
Verbrauch in der ländlichen Bevölkerung zu ſtatuiren iſt, die einen großen 
Theil ihres Salzconſums zur D ere verwendet. In Weſtfalen 
z. B., wo viel Butter nach dem Oſten ausgeführt wird, fällt dieſer Umſtand 
erheblich ins Gewicht. 6 ehlfertigt den Antrag ber € 

erichterſtatter Dr. Hammacher rechtſer en Antrag der Com⸗ 
3 „ Vortheil werde es ſchon ſein, wenn die Staats⸗ 
Regierung die von = in Ausſicht geſtellte Aufhebung der Salzregie fo bald 
als möglich in Angriff nehme. Der Antrag der Commiſſion ſei deshalb ganz 


90. 


Hauſes einzugehen, jo mache es keinen Unterſchied, ob man den Antrag der: [feiner geſtrigen Rede nach dem ſtenogr en Bericht w 
ſelben zur n e e ober die Wchung des Salzmonopols | geſagt: „M. H.! Ich habe bei einer früheren Gelegenheit darauf wi 


fordere. Dem An des Abg. v. Richthofen könne deshalb Namens der] der Herr Kriegsminiſter in der ganzen langen Kriſis, die wir ſchon 
Commiſſion nicht beigetreten werden. € hatten, der eigentliche bewegende Mittelpunkt, vaß er der eigentliche 


aus ſchreitet zur Abſtimmung, lehnt den Antrag von v. Richt: Miniſters, des eigentlichen Miniſterpräſidenten.“ (Sehr richtig!) 


au Wegfall des Zuſchlages zu den Gerichtskoſten. 

Antrag auf laß des Gefebeß; betteffend den Wegfall von 6 Sgr. für jeden Bette gefunden worden. 
ollen N 

Jahres ab. 
eee ee ee e 

ſion iſt darauf hingedeutet, der ag drückend und unzweckmäßig ſei. l : g : 
u will mit wenigen Worten dieſes Weinen beleuchten. Ob der Zu ar Fabrikherr eingefegt, die Arbeit eingeſtellt. 


zur Zuſchlages haben ſich die Hefte der Gerictötoften verringert von] genblatt der „Oder⸗Zeitung“ ift polizeilich mit Beſchlag belegt. 


7 


immer geklagt werden, fo lange fie beſtehen, da die unterliegende Partei 


die allgemeine Finanzlage des Staates den Zuſchlag noch erfordert oder nicht. a 
Der Zuſchlag beträgt ungefähr eine Million; die Summe ganz beſtimmt feſt⸗ den Sachverhalt zu willen. 


einſtimmung der dre 


beg, hat im vorigen Jabre einen Etat vorgelegt, der mit 
einem Deficit abſchl 


777. d 


r a 


der ungefähren Schätzung des Commiſſars des 


de inanz⸗Miniſters auf 15 Mil⸗ 
lionen, von denen 7 Millionen durch Abſtrich b 


und dieſes ns einig fein werden über den Etat, dann, glaube ich, wird 
die fernere 


über werden dann die A 
punkt eingetreten fein wird, wird die Staatsregierung es zu ihrer erſten Auf, 


zur Aufhebung zu bringen. Januar l. 


. foäter als Referent über den Juſtiz⸗Etat dieſe Steuer durch einen Budget: 


= ſtrich zu befeitigen gedenkt; auf dem Wege der Geſez gebung fei der Zuſchlag gemäß erwarten, ſchreibt das genannte Blatt, daß er zum geſtrigen ' 
f igen. a Niniftertiöe aus eg Tage Abends 6 Uhr das Gefängniß verlaſſen werde; dieſe Hoffnung 

ntrag die Finanzlage des Staates geltend mache, während man, wenn hat aber ihn wie feine Freunde getäuſcht. Es war nämlich dem Dr. 

er man die es durchſetzen wolle, ſtets von dem gefüllten Staats⸗ Eras auf Grund eines ärztlichen Gutachtens, daß er wöchentlich eines 


5 nicht Ir beſeitigen. Es ſei ſeltſam, daß man vom 
1 den 


55 edel ſpreche. Jetzt möge man den Zuſchlag nur ruhig forterheben und den 


egfall bei der Budgetberathung in das Auge faſſen. Reg.⸗Commiſſar Geh. warmen Bades bedürfe, in allerdings anerkennenswerther Weiſe ge: 
Kath Sydow: Der Zuſchlag ift in Di A als a ftattet worden, wöhentlih auf 2 Stunden das Gefängniß zu verlaffen, 
eingeführt worden und es bedarf daher nothwendig auch eines Gejeges zu um zu baden; dieſe in der Freiheit zugebrachten Stunden find ihm 


Ir ſeiner Aufhebung. Abg. Faucher: Die Steuer ſei unter Vorausſetzung aber an ; f 
9 I g \ gerechnet worden, er hat um fo viel Stunden länger im Ge: 
3 ver en en; da ein ſolches nicht mehr vorhanden, ſc fängniß bleiben müſſen und es öffneten ſich deshalb erſt heute Mitta 


ach dem Reſums des Berichterſtatters wird der Commiſſions⸗Antrag um 1 Uhr die Pforten ſeines Gefängniſſes. Alſo geſchehen im Jahr 


ne angenommen. f 1865 in Leipzig! 
. 8 — der Sibung : — 0 rn N & 15 177 TTT 
| er Beendigung der Verhandlungen über die 6 Anträge des Generalberichte f . 
ſollen die Eiſenbahn⸗Vorlagen In der früher pröbonicten Weiſe auf die Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Tagesordnung geſezt werden.) Bern, 24. März. Die Verhandlungen der in Stuttgart anbe⸗ 


Berlin, 24. März. ( Amtliches.] Se. Majeſtät der König haben 
allergnädigſt geruht: dem Poſt⸗ Director, Hauptmann a. D. Wittde 
Stettin, dem Landdechanten und Schul⸗Inſpector, Pfarrer Bono zu bol 


= 


u Köln den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe, ſowie dem Mufter Anton | wierige Verhandlungen in Ausſicht. 


Itesberger zu Schlechtingen im Kreiſe Waldbroel und dem Arbeitsmann Trieſt, 24. März. Nach weiteren Berichten aus Athen vom — W Ae r e gr de 


. k. — 
ohne Faß 18% Tl. 5 (Notiz vereideter Mäkler 13½7— 7 


Chriſtian Scheven zu Steimelhagen in demſelben Kreiſe die Rettungs⸗ 


* Medaille am Bande; ferner dem Corps⸗Auditeur des 2. Armeecorps, Justiz. 18. d. M. iſt Brailas aus Corfu zum Miniſter der auswärtigen An⸗ 


5 Rath von Normann zu Berlin und dem Corps⸗Auditeur des 4. Armee: | gelegenbeiten ernannt worden. 

1 Corps, . Zeeſe zu . den Charakter als Ober⸗Auditeur, 

Io fowie dem Diviſions⸗Auditeur Splittgerber der 9. Divifion zu Glogau Meteorologiſche Beobachtungen. 
5 und dem Garniſon⸗Auditeur Freiherrn von Gillern zu Raſtatt den Cha⸗ 


f rakter als Juſtizrath zu verleihen; die bisher bei dem Ober⸗Berg⸗Amte zu] Der Barometerſtand bei Grd. Ba⸗ Luft⸗ Wind⸗ 

43 Bonn beſchäftigten Berg⸗Aſſeſſoren Nicolaus Fabricius und Adol n Pariſer Linien, die Tempera⸗ Jempe⸗ richtung und Wetter. 
>. Marker au a Rüthen 34 ernennen ; Sem Domänen: e ge tur der Luft nach Reaumur. | rometer. | ratur, Säcke, 

er; ärker zu Berlin bei ſeinem bevorſtehenden en aus dem Dienſte] Breslau, 24. März 10 U. Ab. 328,08 —1 MH f 
j den Titel als Domänen⸗Ratb, und dem praltiihen Arzt ꝛc. Dr. Schnieber 5 en U. Mrg. 3281 me | = 1. Welti. 


in Görlitz den Charakter als Sanitäts⸗Rath zu verleihen 


Landgericht ernannt worden. — Die Anſtellung des bisherigen ordentlichen 
Lehrers bei ter Realſchule zu Cüſtrin, Dr. Jul. Theodor Schmidt, als 


Der Advokat Coblenzer in Coblenz ift zum Anwali bei dem dortigen] Breslau, 25. März. [Waſſ ee O.⸗ B. 14 F. 11 3. U.⸗P. 2 F. 2 3. 
Eisſtand. 


Berlin, 24. März. [Ihre Majeftät die Königin! beſuchte 


95 N und in 
von Hohenzollern, Infantin Antonia von Portugal, ferner Ihre koͤnigl. pende, als erwartet, geben werde, auf 67, 35, iel auf 67, 2 


Die Familientafel fand bei den königlichen Majeftäten im Palais ftatt, Alti ai 
welche den Abend bei Ihren koͤnigl. Hoheiten dem Kronprinzen und Werne, 2 Mir. Nach. 4 Uhr. Conſols 89 


ö 
1 der Kronprinzeſſin zubrachten. — Geſtern verabſchiedete ſich bei den 40 1. Sarkinier 77 Mexikaner 26%. Sproß. Ruſſen 
| 
j 
[a 


2 


koͤnigl. Majeſtäten die Prinzeſſin Karl zu einer Erholungsreiſe nach 


Pau in den Pyrenäen. — Die Gäfte der köͤnigl. Majeſtäten verlaſſen] Hamburg 3 Monate 13 Mt. 9 Sb. Wien 11 Fl. 47% 


preußiſchen Ulanen⸗Regiments Nr. 1, von Tresckow, des Oberſten von] 44. 15. Böhm. Weſtbahn 160, —. Eredit-Looſe 128, 60, 1 
Neumann, à la suite der 7. Artillerie⸗Brigade, und des Oberſten] Lomkard. Gifenbabn 242, —, Neues Lotterie⸗Anl. —, 


torrect, Wenn die Staats⸗Regierung geſonnen fei, auf die Wünſche des [Eine Berichtigung.] Der Abg. Virchow hat in der 5 Hälfte 
n 


Abg. Graf Cieszkowski fuß perſönlich, daß die polniſchen Mitglieder ſentant ſei des Miniſteriums. (Heiterkeit) Heute habe ich dieſe Ueberzeugung 

des Hauſes ſich ſtets für die Aufhebung des Salzmonopols ausgeſprochen] in verſtärktem Maße gewonnen. Das waren Aeußerungen, die allerdings 

hätten. Er ſelbſt habe es immer als eine Kopfſteuer der ſchlimmſten Art auch ein Miniſterpräſident, meine ich, vor einem conſtitutionell zuſammenge⸗ 

bezeichnet, weil es den Armen unverhältnißmäßig ſchwerer als den Reichen | festen Haufe und in conſtitutionellem Sinne nicht hätte ſprechen dürfen, aber, 

treffe m. H., die doch lichen geſprochen waren in dem Sinne des leitenden 
e 


Das 
hofen 1 und nimmt den der Commiſſion mit großer Majorität an. [Prof. Kiß .] Schon wieder wird ein Verluſt gemeldet, der 
Der Ik Gegenſtand der Tagesordnung ift der Antrag des Abg. Bering] pie kün ſtleriſchen Kreiſe betroffen hat. Profeſſor Kiß, der Schöpfer der 


kſtatter „ Berttam enpfiehll mit kurzen Worten den Ei An Amazonengruppe, iſt heute Morgen, vom Schlagfluß getroffen, todt im 


eines zu erhebenden Koſtenbetrages vom 1. Januar nächſten [Arbeiterangelegenheiten.] In einer Wollenwaarenfabrik 
zu Berlin haben, wie die „Tr.“ berichtet, am Sonnabend 45 Weber⸗ 
geſellen aus Unzufriedenheit mit einem neuen „Meiſter“, den der 


eine drückende Steuer ſei, wird ſubjectiv zu betrachten ſein. Seit Einfüh⸗ Stettin, 24. März. [Beſchlagnahme.] Das heutige Mor⸗ 


lionen auf 900,000 Thlr. Ueber den Druck der Gerichtskoſten wird Stettin, 23. März. [Vernehmung.] Die „Oder⸗Zeitung“ 
dieſelben zu tragen bat. Der Unmutb, der ſich gegen die Koſten richtel, meldet: Heute wurde der Mitarbeiter unſeres Blattes, Herr Beltz, vor 
würde ein Moment ſein für die Aufhebung der Steuer überhaupt. Von den] dem Unterſuchungsrichter in der bekannten „Daheim“⸗Erlaß⸗Angelegen⸗ 
Motiven für die Aufhebung des Zuſchlages iſt nur das eine zutreffend: ob] heit eidlich vernommen. Derſelbe ſagte aus, nichts Beſtimmtes über 


zustellen, dazu würde es langer Vorarbeiten bedürfen. Ob die Finanzla 5 Vom Rheine, 20. März. ([Für das Coalitions recht) 
des Staates den Begtall zuläßt, das muß en Wert AA Ueber Die düfjelvorfer Handelskammer, welche zu einem Drittel aus Fabri⸗ 

drei Fackoren der Geſetzgebung, und dieſe Uebereinſtimmung kanten beſteht, hat ſich einſtimmig für die abſolute Aufhebung der 
kaun erſt dann eintreten, wenn die Einnahmen und Ausgaben des Staates beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen über das Coalitionsrecht der Ar⸗ 


8 
R eitgeftellt find. So lange darüber keine Einigun ttfindet, kann der Ger |, : ; 
. 45 ä A, 1 — Ei uf es mög, beitgeber und Arbeitnehmer ausgesprochen. (K. 3.) 
| 8 iſt. Erſt muß alſo das Budget feſtgeſtellt fein. Die Auffaſſung der Deutſchlan d. i 
taatsr — würde dem Antrage günſtiger ſein, als die des Hauſes. Frankfurt, 23. März. [Vom Bundestage.] Trotz der 


abſchloß, der gegenwärtige ſchließt balancirend ab. Hierdurch] Tags vorher erfolgten Ankunft des öſterreichiſchen Geſandten, der auch 
iſt in erſter Linie eine Ermäßigung noch nicht moglich, ſondern es kommi dem diplomatiſchen Diner angewohnt, das Hr. v. Savigny aus Veran⸗ 
=. —— tage an, welche dringende Bedürfniſſe noch zu befriedigen find. Die laſſung des Geburtsfeſtes ſeines Souveräns gegeben, hat gleichwohl die 
tiniffe, welche die Budget-Commiffton aufgeſtellt bat, belaufen ſich nach heut faͤllige Wochenſitzung des Bundestags nicht ſtattgefunden. Man iſt 

vom Militär⸗Etat 18 dieſesmal geneigt, dieſen Ausfall auf politiſche Motive zurückzuführen, obſchon 

werden ſollen. Es würden danach immer noch 8 Millionen erforderlich fein, in der That bei der Bundesverſammlung augenblicklich wichtige Sachen 
Daß unter ſolchen Umftärden dem Antrage stattgegeben werden könne, glaube] nicht vorliegen ſollen. Daß Herr v. Kübeck feine Reife jo beſchleunigt, 
ich nicht. Wenn der Zeitpunkt gekommen fein wird, wo die Staatsregierung um noch dem Diner des preußiſchen Geſandten beiwohnen zu können, 


etrachtung der Sache keine große Schwierigteit bereiten: ob es iſt ohne Zweifel in der Abſicht geſchehen, um wenigſſens den Emdruck 
dann zuläſſig ſein wird, den Zuſchlag in Wegiall zu bringen oder nicht, dar“ zu machen, als ſei die Entente zwiſchen den beiden deutſchen Groß⸗ 
Anſichten nicht auseinander gehen. Wenn dieſer Zeit-] mächten wieder vollſtändig hergeſtellt. (N. 3.) 
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Eine vom Abg. Hübner beantragte motivirte Tagesordnung wird nicht | Gefängnißſtrafe an, die ihm wegen eines in der „Mitteldeutſchen Volks 
2 genügend unterſtützt. Abg. Bering empfiehlt feinen Antrag, ift jedoch bei [Zeitung“ erſchienenen Leitartikels zuerkannt war, und nach Ablauf die⸗ 
8 2 e 1 ar 0 . Der Schluß der Debatte wird beans ſer Zeit verbüßte er ſofort noch eine dreiwöchentliche auf gleichem Grunde 
agt, jedoch abgelehnt. Abg. Krieger (Goldap) gegen den Antrag, weil er beruhende Gefängnißſtrafe. Aus gewöhnlicher Berechnung ließ ſich dem 


raumten Conferenz, einen zwiſchen dem Zollverein und der Schweiz 
abzuſchließenden Handelsvertrag betreffend, ſind bis zum 4. April ver⸗ 
„tagt worden; die hierzu Delegirten treffen morgen, den 25. März, 
weiler im Kreiſe Erkelenz und dem Provinzial⸗Steuer⸗Sekretär Overmann [wieder hier ein. Wie es in dem officiellen Berichte heißt, ſtehen lang⸗ 


Dberlebrer an der Realſchule zu Halberſtadt, ift genehmigt worden. Talg dische Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
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